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Der Klimawandel hat Auswirkungen auf den Betrieb und Erhalt zentraler Infrastrukturen der 
öffentlichen Versorgung. Energieversorgungssystem und Verkehrssektor sind zwei Bereiche, deren 
Funktion in hohem Maße von klimatischen Bedingungen beeinflusst wird und die somit sensitiv 
gegenüber häufigeren oder stärkeren Extremwetterereignisse und steigende Temperaturen sind. Ziel 
des Projektes war es, ein fundiertes und differenziertes Bild der Auswirkungen des Klimawandels auf 
den Energie- und Verkehrssektor sowie Anpassungsoptionen für die zentralen Akteure der Sektoren 
zu erarbeiten.  

Im Energie- und Bahnsektor gibt es bereits vereinzelte Ansätze in Unternehmen und Politik, die 
explizit oder implizit der Adaptation an den Klimawandel dienen bzw. dienen könnten. Beispiele sind 
die unternehmensinterne Überprüfung von technischen Standards, Anpassungen im 
Freileitungsmonitoring und Vegetationsmanagement, Erfassung von Betriebsstörungen durch 
Wetterereignisse, Überlegungen zur Integration von Klimawandelfolgen und Adaptation in die 
Umweltverträglichkeitsprüfung, sowie Ansätze zur Anpassung des Kühlwassermanagements  und zur 
Verringerung der Anzahl großskaliger thermoelektrischer Kraftwerke im Zuge der Energiewende. 

Die Versorgungswirtschaft in Deutschland ist mit Hilfe von technischem Wissen und Methoden des 
Risikomanagements grundsätzlich in der Lage, sich an den Klimawandel anzupassen. Angesichts des 
zwar unsicheren, aber langsamen Verlaufs des Klimawandels ist es bei kurz- bis mittelfristigen 
Entscheidungen ausreichend, erst dann aktiv zu werden, wenn weitere Erkenntnisse zu Klimafolgen 
vorliegen. Entscheidungen über technische und organisatorische Anpassungsmaßnahmen können die 
meisten Akteure der Versorgungswirtschaft dann aus Eigeninteresse vornehmen. Von dieser 
Aussage gibt es jedoch wichtige, allgemeine Ausnahmen:  

• Die Langlebigkeit vieler Infrastrukturen in der Versorgungswirtschaft erfordert schon jetzt 
eine vorausschauende Adaptation. Die heutige Auslegung von Neuanlagen und 
Reinvestitionen beispielsweise in Stromnetze, Bahntrassen, Tunnel und Brücken bestimmt 
deren Sensitivität gegenüber den Klimabedingungen in den nächsten Dekaden. Um sehr 
hohe Kosten zu vermeiden, muss daher schon jetzt das künftige Klima berücksichtigt werden. 
Erschwerend wirkt hier, dass die Klimaentwicklung mit Unsicherheiten behaftet ist, die sich 
vermutlich auch in der Zukunft nicht gänzlich auflösen lassen. Es ist also voraussichtlich 
unvermeidlich, dass bei manchen Investitionen in langlebige Infrastrukturen 
Fehlanpassungen vorgenommen werden, die ex post korrigiert werden müssen. 

• Klimawandel erfordert organisatorische Restrukturierung. Bei Klimafolgen handelt es sich 
um ein neues Problemfeld, das in bestehenden organisationalen Strukturen nicht immer 
angemessen abgebildet werden kann. Teilweise müssen neue Arten von Informationen und 
Unsicherheiten aufgenommen und in Entscheidungen berücksichtigt werden. Dies kann zu 
Barrieren, institutionellen Leerstellen und fehlenden oder unklaren Verantwortlichkeiten für 
Adaptation führen. Anpassung an den Klimawandel erfordert daher organisatorische 
Restrukturierungen sowohl bei staatlichen Stellen als auch in Versorgungsunternehmen, die 
frühzeitig angegangen werden müssen. 
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• Die Versorgungswirtschaft ist traditionell stark reguliert. Die Regulierung hat de facto einen 
starken Einfluss darauf, ob Adaptationsinvestitionen vorgenommen werden oder nicht. 
Kostenbasierte Regulierungsmechanismen reduzieren die Unsicherheit des Klimawandels für 
die Netzbetreiber und verlagern das Risiko von Fehlanpassungen an die Stromkunden. 
Anreizbasierte Mechanismen fügen hingegen Unsicherheiten über die Vulnerabilität und das 
Verhalten der anderen Netzbetreiber hinzu und machen die Anpassungsentscheidung 
komplizierter.  

• Die Anreizregulierungsverordnung der Stromnetze gibt derzeit unzureichende Anreize die 
Netze an Extremwetterereignisse anzupassen. Die Risiken und Kosten werden größtenteils 
von den Kunden getragen. Die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen 
Bund und Deutscher Bahn erlaubt Ausnahmeregelungen bei Extremwetterereignissen, was 
Anreize für ex ante Anpassung reduziert. Vor dem Hintergrund einer projizierten Zunahme 
an Extremwetterereignissen in Intensität und Häufigkeit, sollte für beide Regulierungsformen 
überprüft werden, inwieweit Anreize für eine robustere Auslegung der Infrastruktur gesetzt 
werden können, ohne dass daraus Überanpassung resultiert. Verpflichtendes climate-
proofing im Planungsprozess und Finanzierung von Pilotprojekten können Ansatzpunkte 
dafür sein. 

• Das Fehlen belastbarer Daten und die Unsicherheit von Klimawandelfolgen sind 
bedeutende Barrieren für die betriebliche Auseinandersetzung mit dem Thema Anpassung. 
Weitere Barrieren liegen darin begründet, dass Unternehmen in den Folgen des 
Klimawandels oft keine neue Qualität von Umweltrisiken sehen, sondern diese als eine 
Fortsetzung bzw. eine Zunahme von Häufigkeit und Intensität bekannter Probleme 
bewerten, denen durch bestehende Prozesse begegnet werden kann. So wird die Einhaltung 
von technischen Normen und Standards als ausreichendes Instrument für die Absicherung 
gegen Risiken eingeschätzt und der Politik sowie den einschlägigen Aufsichtsbehörden und 
Standardisierungsorganisationen eine handlungsleitende Funktion zugewiesen. 

• Insbesondere technische Normen und Standards können ein guter Einstieg für die 
langfristige Umsetzung von Adaptation sein. Hier stellt sich die Frage, ob eine 
Dynamisierung von Normen notwendig ist. Erforderlich ist zudem eine Überprüfung von 
Rechtsnormen zur Wasser- und Anlagengenehmigung. 

• Je nach Wahl der Adaptationsmaßnahmen kann es unterschiedliche Verteilungswirkungen 
von Anpassungskosten geben, die auf eine langfristige politische Dimension verweisen. Die 
Frage ist, inwieweit die höheren Kosten und Risiken durch Klimafolgen und -anpassung an 
verschiedene Akteursgruppen weitergegeben werden können.  
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Über die allgemeinen Aussagen hinaus konnten in Einzelfallstudien vertiefte Erkenntnisse über 
spezifische Bereiche gewonnen werden:  

• Die Effekte von Hitzewellen auf den Elektrizitätsmarkt sind vor allem auf 
Kühlwassermangel von thermischen Kraftwerken zurückzuführen. Dieser wird sich im 
Klimawandel weiter verstärken, sofern großskalige thermoelektrische Kraftwerkskapazitäten 
nicht reduziert werden. Hier kann durch konsequenten Klimaschutz zugleich auch die 
Anfälligkeit für Klimafolgen reduziert werden. 

• Für den Elektrizitätsmarkt konnte exemplarisch gezeigt werden, dass die Kosten von 
Hitzewellen überproportional von den Kunden an der Strombörse getragen werden, 
wohingegen die Gesamtheit der Erzeuger zusätzliche Gewinne erzielt. 

• Versorgungsunternehmen aus Energiewirtschaft und Schienenverkehr beginnen, sich aktiv 
mit Klimawandelfolgen zu befassen. Allerdings ist die Auseinandersetzung überwiegend 
diskursiver Art oder findet auf strategischer Ebene statt. Konkrete Maßnahmen werden 
hingegen noch kaum realisiert.  

• Hemmnisse für die Adaptation der Bahninfrastruktur sind die bezüglich Adaptation 
ungeklärten Verantwortlichkeiten und die bislang fehlende Berücksichtigung von 
Klimaveränderungen in der Regulierung zur Finanzierung und Planung von Infrastruktur. 
Verbesserungsansätze bestehen hier in der Entwicklung von climate-proofing Ansätzen für 
den Bundesverkehrswegeplan, der Integration von klimawandelbezogenen Qualitätskriterien 
in der LuFV und der Veränderung von bahnbezogenen Normen. 

• Einfache Statistiken für Extremniederschläge unterschätzen systematisch deren Intensität 
und überschätzen deren Häufigkeit. Dies kann durch eine methodisch fundierte, 
stochastische Schätzung von Niederschlägen verbessert werden. Dies berücksichtigt 
insbesondere das Skalierungsverhalten von Niederschlagsmustern. 

• Politiken zur Adaptation bedürfen nicht primär neuer Instrumente. Vielmehr sollten 
bestehende Regulierungen adäquat modifiziert werden (Instrumentenmainstreaming). 
Über eine Politikfeldanalyse wurden Entwicklungslinien der deutschen Anpassungspolitik 
skizziert. Durch die Analyse wurde deutlich, dass die Anpassungspolitik einem integralen 
(mainstreaming) Ansatz folgt, zumeist ausgehend von höheren institutionellen Ebenen und 
angestoßen durch die Umweltressorts. 
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